
Unterrichtin Laborklassen,
regel mäßigeTreffen

zwischen Uni, Schule und
StudentInnen− in Finnland
steht Praxisnähebei der
Lehrerausbildung hoch

i mKurs.

(ik)− "Was macht Finnlandan-
ders als andere?" solautete der
Vortrag zu dem die Lehrer−Ge-
werkschaften SEWund FGIL am
vergangenen Freitagabend gela-
den hatten. Vor rund 80 Zuhöre-
rInnen erläuterte der Erzie-
hungswissenschaftler Matti Meri
von der Universität Helsinki
Aspekte der finnischen Lehrer-
ausbildung. Seit finnische Schü-
lerInnen bei der PISA−Studie so
gut abgeschnitten hatten, pil-
gern MinisterInnen, Ministerial-
beamtInnen, LehrerInnen und
Gewerkschaften in das Land im
hohen Norden undkehren meist
voll des Lobes zurück. Da bildet
Luxemburg auch keine Ausnah-
me. "Das finnische Schulsystem
bietet zahlreiche Anregungen,
dieauchfür unsinteressant sein
könnten", sagte Monique Adam
vomSEWbei ihrer Begrüßungs-
rede.
Beeindruckt zeigt sich die Ge-

werkschaft unter anderem von
der − praxisnahen − Hoch-
schulausbildung sowohl für Vor−
und GrundschullehrerInnen als
auch für das Lehrpersonal der
Gesamtschule (1. − 9. Klasse)
und der gymnasialen Oberstufe
(10. − 12. Klasse). "In Finnland",
so erklärte Matti Meri, "bekom-
men alle StudentInnen von Stu-
dienbeginn an eine Klasse zuge-
teilt, in der sie zunächst hospi-
tieren und später dann i mRah-
men eines selbst definierten
Lehrziels und mit Unterstützung
eines Tutors unterrichten ler-
nen". In diesen "Laborklassen"

lernen dieangehendenLehrerIn-
nen und KindergärtnerInnen die
realen, praktischen Anforderun-
gen des Unterrichts kennen, die
sie später in Seminaren mit ih-
ren Professoren theoretisch, al-
so erziehungswissenschaftlich,
untermauern.
Eine Herangehensweise, die

auch dasluxemburgische Unter-
richtsministeriumlobt. "In Finn-
land baut die Theorie auf der
Praxis auf", erläutert Siggy Koe-
nig, das habe er "sehr interes-
sant" gefunden. Auf Praxisnähe
in der Ausbildung, das stellt der
erste Regierungsberater i m Un-
terrichtsministerium fest, lege
sein Ministerium ebenfalls viel
Wert. "Wir sagen den Tutoren
und Ausbildern, dass der Unter-
richt so praxisnah wie möglich
gestaltet seinsoll."
Die Realität sieht aber anders

aus. So ist zwar innerhalb der
dreijährigenAusbildungder Vor−
und GrundschullehrerInnen an
ISERP und Centre universitaire
(CUNLUX) auch ein sieben− bis
neunwöchiges Praktikumvorge-
sehen, StudentInnen bemängeln
jedoch wiederholt, das Niveauin
den Kursen sei sehr unter-
schiedlich. Von einer fundierten
Universitätsausbildung wie in
Finnland kann hierzulande zu-
mindest für die Grundschulleh-
rerInnennicht die Redesein.
Auch bei den Gymnasiallehre-

rInnen mit Hochschulabschluss
gibt es nach Ansichten der Ge-
werkschaft gravierende Mängel
in der Ausbildung. Der sechs−tri-
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NeueszumSkandal−Gefängnis
Es ist nicht lange her, dass der Schrassiger Knast
(CPL) durch die Sel bsttötung ei nes Gefangenen
Schlagzeilen machte. Der ADR−Abgeordnete Aly Jaer-
li ng hat deshal b ei ne ausführliche Questi on parlamen-
taire an den Justizminister gerichtet. Dari n fragte er
unter anderem nach konkreten Vergleichszahlen hi n-
sichtlich Suizi den i n den Nachbarländern sowie nach
einer Stell ungnahme zu den Vorwürfen, die Häftli nge
i n ei nemBrief an die Presseformuliert hatten. Nun ist
die Antwort da, und sie fällt − wie so oft bei diesem
Thema− äußerst kurz aus. Elf Selbstmorde habe es in
fünf Jahren i m CPL gegeben, kei n besonderes, auf
Luxemburg beschränktes Phänomen. Zahlen aus den
Nachbarländer nennt Luc Frieden kei ne. Die "Behaup-
tungen der Häftli nge", wonach ei nige Wärter wegeni h-
res aggressiven Verhaltens an den Sel bsttötungen mit-
verantwortlich seien, und die Gefängnisleitung Fehl-
verhalten von Untergebenen decken würde, weist Frie-
den ebenfalls zurück. Sei n zuständiger Procureur
Général habe die Anschul digungen als grundlos be-
zeichnet.
"Ei n starkes Stück", empört sich Jaerli ng gegenüber
der woxx über die kurz angebundenen Antworten des
Justizministers. Der ADR−Abgeordnete ist sich sicher,
dass an den Vorwürfen "etwas dran ist" und will "der
Sache nachgehen".

Höchste Eisenbahnfür Doppelpass
Das Ergebnis zu Gunsten der doppelten Staatsbürger-
schaft fiel deutlich aus: Laut I LReS−Umfrage si nd 74
Prozent der LuxemburgerI nnen für die Ei nführung des
Doppel passes. Das Mei nungsforschungsi nstitut hatte
i m September 494 Personen i m Großherzogtum be-
fragt. "Un pas vers une politi que d'i ntégrati on volonta-
riste" würde die doppelte Staatsbürgerschaft bedeuten,
erklärte die Asti zu dem Umfrageergebnis. Bei 88 Pro-
zent liegt die Zusti mmungsrate unter den in Luxem-
burg lebenden PortugiesI nnen, der größten ausländi-
schen Gemei nschaft hierzulande, unter anderen Nicht−
LuxemburgerI nnen liegt sie sogar bei 95 Prozent. Für
viele AusländerI nnen stellt die Aufgabe der alten
Staatsbürgerschaft das größte Hi ndernis dar, ei ne
l uxemburgischezu beantragen. Deshal bist es höchste
Eisenbahn für ei ne Gesetzesänderung: "Le trai n de
l' histoire est sur le poi nt de partir", so die Asti.
Die größte Hürde für ei nen legislativen Schritt ist
hi ngegen die CSV, die sich gegen ei ne doppelte Staats-
bürgerschaft ausspricht − i m Gegensatz zu DP, LSAP,
Déi Gréng und déi Lénk. Ei ner der wenigen Lichtblicke
i m christlich−sozialen Lager: Premier Jean−Claude
Juncker ist für den Doppel pass.

Institutionnaliser le"durable"
Dansle cadre du débat d' actualité sur les conclusi ons
de Johannesburg àla Chambre, le député Vert Robert
Garcia a déposé une propositi on deloi créant un cadre
i nstituti onnel et procédural pour la politi que du déve-
l oppement durable au Luxembourg. Contrairement à
d' autres pays, il n' existeici ni de"taskforce" au sei n de
l' administration, ni d'i nterface avecla société civile, ni
de structures de suivi i ndépendantes, expli queletexte
accompagnant la propositi on.
Commele développement durable est un sujet central,
Robert Garcia souhaite en attri buer la responsabilité
politi que au ministre d' Etat. Cel ui−ci serait assisté d' un
"I nstitut nati onal du développement durable" chargé
d' élaborer un Plan national du développement durable,
sous une forme légalement contrai gnante, et de coor-
donner saréalisati on. Afi n d'i mpli quer lasociété civile,
un "Conseil supérieur du développement durable" se-
rait créé et assisté par un observatoire scientifi que
i ndépendant. Ce Conseil supérieur, propose Robert
Garcia, reprendrait des missi ons élargies de l' actuel
"Conseil économique et social", qui serait al ors aboli.
Voilà comment joi ndrel' utile àl' agréable ...

DEUTSCHE WAHL

Start der Super−RegierungDasrot−grüne Manifestist
unterzeichnet. Nach 14
Tagen Verhandlungen

endeten amMittwochin
Berlin die Koalitions-

verhandlungen.
Aufbruchsti mmungkam

dabei nicht auf.

bohrt. Undsostanden diese Ko-
alitionsgespräche wie keine an-
derenunter demSparzeichen.
Umfinanzielle Engpässe und

die großen Herausforderungen
der Bundespolitik unter einen
Hut zubekommen, erfandSchrö-
der ein neues Mittel: den Super−
Minister. Wolfgang Clement, Mi-
nisterpräsident von Nordrhein−
Westfalen soll als Superman die
Welten der Arbeit und der Wirt-
schaft so miteinander verbin-
den, dass sichdas möglichst po-
sitiv auf die Arbeitslosen−Stati-
stikauswirkt. "Wir bringen mehr
Menschenin Arbeit", so das Ver-
sprechen i m rot−grünen Ver-
tragswerk. Neui mKabinett sind
auch der Ex−Ministerpräsident
aus Brandenburg Manfred Stol-
pe (Minister für Verkehr, Bau
und Aufbau Ost), die Ostdeut-
sche Brigitte Zypries (Justiz)
und die Chefin der Bayern−SPD,
RenateSchmidt (Familie).

Kein grüner Vertrag
Nichts Neues bei den Grünen,

die vor allem auf letzteren Po-
sten spekuliert hatten. Im Amt
bleibenJürgen Trittin(Umwelt),
RenateKünast(Verbraucher und
Landwirtschaft) und Joschka Fi-
scher (Auswärtiges Amt). Auch
wennihren Ministerien zumTeil
höhere Kompetenzen zugespro-
chen wurden, so trägt dieser
Vertrag doch keine grünere
Handschrift als der vorherige.
Schröder setzte sich in den
Hauptpunkten durch, nachge-

ben musste er nur selten. Das,
obwohl der kleine Koalition-
spartner eindeutig gestärkt aus
dieser Wahl hervorging. Doch
Koalitionsgefeilsche will gelernt
sein, und dafehlt es der Ökopar-
tei offenbar anErfahrung.
Besonders tief dürfte der

Schmerz der Grünen sitzen, er-
neut in Sachen Atomausstieg
zurückzustecken. Ein Nachtrag,
der in demohnehin dunklen Ka-
pitel grüner Regierungsge-
schichte kaum mehr vorstellbar
war: Das Kernkraftwerk Obrig-
hei m darf zwei Jahre länger als
geplant am Netz bleiben. Ein
Schlag ins Gesicht des Umwelt-
ministers, der mit seinemAtom-
konsens bereits zahlreiche
Atomkraft−GegnerInnen verprellt
hatte und nun denin der Partei
verbliebenen AKW−SkeptikerIn-
nen die neue Kanzlertour ver-
kaufen muss. Gerhard Schröder
hatte höchstpersönlich dem
Chef der Obrigheimer Zentrale
dasJa−Wortfür weiterezwei Jah-
re gegeben. Dass die Staatsan-
waltschaft Mosbach inzwischen
gegen das Leitungspersonal des
Reaktors ermittelt, weil mögli-
cherweise gegen Sicherheitsvor-
schriften verstoßen worden ist,
tat der Schröderschen Abma-
chung keinen Abbruch. Nun hof-
fen die grünen Partei−Oberen
darauf, dass die Basis sich auf
dem Parteitag am Wochenende
für Rot−Grün und gegen den
planmäßigen Atomausstieg ent-
scheidet. Daran, dass diese
Rechnung aufgehen wird, zwei-
felt niemand so recht, auch
wenn in den Medien einmal
mehr die berühmte "grüne Zer-
reißprobe" heraufbeschworen
wird.

(dw) − "Wir schaffen das."
Gerhard Schröder, medialer Mei-
ster i m Think positive, hat
Mühe, seine Message überzeu-
gendrüberzubringen. Hinterihm
liegen 14 Tage harter Koalitions-
verhandlungen, zwei Wochen, in
denen Ernüchterung nach dem
glücklichen Wahlsieg eintrat.
Kein Zweifel: Visionen für den
Aufbruch in bessere Zeiten
sucht man vergeblich in der
88 Seiten langen rot−grünen Fi-
bel, die der deutsche Bundes-
kanzler zusammen mit Außenmi-
nister Joschka Fischer siegesbe-
wusst hochhielt. Der Koalitions-
vertrag enthalte ein"anspruchs-
volles und realistisches Pro-
gramm". Um es zu bewältigen,
zählt der SPD−Chef auf die Ge-
meinschaft der Deutschen, die
er in den letzten Tagen i mmer
wieder gerne an die Soli−Sti m-
mung nach der Flutkatastrophe
erinnert. Die Kraft der Koalition
reiche nicht aus, so der Kanzler,
gefragt sei auch das Verantwor-
tungsgefühl der BürgerInnen.

"Das wird alles andere als ein-
fach", so die Prognose des Vize−
Kanzlers, der "vier schwierige
aber chancenreiche Jahre" vor
sichliegen sieht. Die rot−grünen
Perspektiven−Diskussionen wur-
den vor allem von jenemriesi-
gen Krater besti mmt, der sich
amMontag nach demWahlsonn-
tag plötzlich aufgetan hatte:
Quasi über Nacht hatte sich ein
Finanzloch von 14,2 Milliarden
Euro in die Haushaltskasse ge-

aktuell2
mestrige "stage pédagogique"
wird vom SEWtrotz einer Re-
form vor drei Jahren kritisiert.
"Der Kurs über Schulrecht wur-
de eingeführt, aber alle anderen
Kritikpunkte sind i mmer noch
aktuell", sagt GuyFoetz, SEW−Vi-
zepräsident gegenüber der
woxx. Vor allem organisatori-
sche Fehlplanungen würden da-
zu führen, dass die Studenten
zwischen Schule und CUNLUX
hin− und her rennen. "Da bleibt
kaumZeit, auftauchende Proble-
me, egal ob praktischer Art oder
theoretischer, ausführlich zu be-
sprechen." Centre universitaire
und die Tutoren an den Schulen
hätten wenig miteinander zu
tun. Ein Umstand, der in Finn-
land undenkbar ist. Dort, so be-
tont Matti Meri, besprechenPro-
fessoren, Lehrer und die Studen-
tenregelmäßig die gesammelten
Erfahrungen, sti mmen Praxis
und Theorie genauestens aufein-
ander ab.
DieSituationinLuxemburg, so

Foetz, könnte sich zwar verbes-
sern, wenn− wie geplant − CUN-
LUX, ISERP und IEES räumlich
zusammengelegt werden, aller-
dings seien die Einrichtungen
sehr unterschiedlich darauf vor-
bereitet.
Ein Problem aber wird wohl

i mmer bestehen bleiben: Die
Tatsache, dass luxemburgische
GymnasiallehrerInnenanauslän-
dischen Universitäten in erster
Linie Fachwissen und wenig bis
keine erziehungswissenschaftli-
che Kenntnisse erlangen, macht
eine frühzeitige und zudemauf
landesspezifische Bedürfnisse
ausgerichtete Verbindung zwi-
schen Praxis und Theorie nicht
möglich.


